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Wer geglaubt hat, man könne nach der kontrovers geführten Diskussion im 

Herbst 2000 nun in Ruhe die sachliche Behandlung des Problems dem 

Bundesverfassungsgericht abwarten, hat sich offenbar getäuscht. Die V-Mann-

Affäre setzt die NPD-Verbotsdiskussion erneut auf die Tagesordnung und 

verdeckt einmal mehr das Grundsatzproblem der Diskussion über den Umgang 

des demokratischen Rechtsstaats mit verfassungsfeindlichen Parteien.  

Dieses Grundsatzproblem besteht in einer unflexiblen Regelung des § 46 

Bundesverfassungsgerichtsgesetz. Erweist sich die Einleitung eines 

Parteiverbotsverfahrens durch den Antrag von Bundesrat, Bundestag oder 

Bundesregierung als begründet, so stellt das Gericht nach Absatz 1 die formelle 

Verfassungswidrigkeit fest. Als Problem hat sich nun schon seit den ersten 

Parteiverbotsverfahren in den 1950er Jahren erwiesen, dass an die Feststellung 

der Verfassungswidrigkeit automatisch das Verbot der Partei und deren 

Auflösung geknüpft ist. Neben den prinzipiellen demokratietheoretischen 

Bedenken gegen die Beschränkung der Parteifreiheit standen in der kritischen 

Auseinandersetzung mit dieser Regelung v.a. zwei Argumentationslinien im 

Mittelpunkt. Erstens wurde zu Recht eingewendet, dass Mitglieder und 

Anhänger einer verbotenen Partei im Untergrund weiteragitieren. Zweitens 

wurde kritisiert, dass die scharfe Waffe des Verbots eine übermäßige Reaktion 

darstellt. Tatsächlich stellte keine der bislang verbotenen Parteien eine ernshafte 

Gefährdung der Demokratie dar. Dies kann sowohl für die 1952 verbotene 

Sozialistische Reichspartei als auch für die 1956 verbotene Kommunistische 

Partei Deutschlands behauptet werden. 

Deshalb war es auch nicht verwunderlich, dass im Herbst 2000 die Kontroverse 

über die Einleitung eines Verbotsverfahrens gegen die NPD wiederum nur ein  

Unbehagen äußerte, hinter dem ursächlich eine unflexible Regelung im Konzept 

der streitbaren Demokratie steht Kaum jemand zieht die streitbare Demokratie  

grundsätzlich in Zweifel. Deshalb weist die Kritik auf eine Regelung hin, die 

eben nur zwei Extrema kennt. Entweder lässt man eine für verfassungsfeindlich 

gehaltene Partei gewähren oder man verbietet sie.  Das Gewährenlassen ist zu-

dem sogar mit einer aktiven staatlichen Unterstützung verbunden. Immerhin ge-

langt eine Partei wie die NPD immer noch in den Genuss der staatlichen Par-

teienfinanzierung. Wenn auch oft die Wahlerfolge nicht zur Teilnahme an der 

staatlichen Wahlkampfkostenerstattung berechtigen, so führen Spenden an die 

NPD zumindest zur Minderung der Steuerlast der Spender und damit zu einer 

indirekten staatlichen Finanzierung. Dieser Zustand erscheint auch denjenigen 

unerträglich, die den Einsatz der schweren Keule des Verbots ablehnen. Dieser 

Zustand kann aber bislang nur bereinigt werden durch ein Parteiverbot. Dieses 

Alles-oder-Nichts setzt sowohl die antragsberechtigten Staatsorgane wie auch 

das Bundesverfassungsgericht unter Druck und fördert in der Reaktionslücke 

zwischen Gewährenlassen mit staatlicher Finanzierung einerseits und Verbot 



andererseits ein Dilemma der „streitbaren Demokratie“ zu Tage, dass die 

verantwortlichen Politiker immer in die Verliererposition drängt. Die Politiker 

hatten deshalb auch in der Frage, wie man mit der NPD umgehen soll, lediglich 

die Möglichkeit, zwischen ihrer Kritikern wählen zu können. Nachdem die 

politische Publizistik in ihren Kommentierungen im Sommer 2000 zunächst die 

Untätigkeit des Staates kritisiert hatte, überwogen im Herbst desselben Jahres 

die Kritiken an der Verbotsinitiative.  

Mit einer Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes könnte zumindest 

für zukünftige Überlegungen, wie mit verfassungsfeindlichen Parteien 

umzugehen ist, ein Ausweg eröffnet werden. Dazu müsste die Feststellung der 

Verfassungswidrigkeit von der bisher automatischen Folge des Verbots 

abgekoppelt werden. Über die Folgen einer formellen Verfassungswidrigkeit 

könnte dann gesondert nachgedacht werden.  Denkbar wäre eine an der politi-

schen Notwendigkeit ausgerichtete, also eine gefahrenorientierte „flexible 

Response“. Eine erste Reaktionsstufe wäre z.B. der Ausschluss einer verfas-

sungswidrigen Partei von der staatlichen Wahlkampfkostenerstattung und die 

Aberkennung der Förderungswürdigkeit über den Weg einer steuerlichen Ab-

zugsfähigkeit von Parteispenden. Eine verfassungsfeindliche Partei soll wenigs-

tens nicht durch den demokratischen Staat auch noch finanziert werden.  

 
 

 


